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In der Frage, ob der Flughafen priva-
tisiert wird, kommt der Gemeinde
Egelsbach eine entscheidende Rolle
zu. Die anderen Anteilseigner sind
für den Verkauf, nur Egelsbach
zögert noch. Seite 47

Das Deutsche Elfenbeinmuseum in
Erbach zeigt in einer Sonderausstel-
lung Kunstwerke des Ägyptischen
Museums Berlin – 60 Exponate
entführen in die Zeit von Echnaton
und Nofretete. Seite 49

Das frühere Rathaus ist das älteste
Gebäude des Friedrichsdorfer Stadt-
teils Burgholzhausen. Damit das
Fachwerkhaus nicht verkauft wer-
den muss, kümmert sich ein Verein
um dessen Sanierung. Seite 46

Auch wenn die Zeichen
der Krisen-Zeit eher in
die Gegenrichtung wei-
sen: Solange öffentliche
Krankenhäuser Millio-

nendefizite schreiben, sind sie gewis-
sermaßen natürliche Privatisierungs-
kandidaten. Schon deshalb sind die
nicht enden wollenden Gerüchte,
die Landeshauptstadt wolle ihre Dr.-
Horst-Schmidt-Kliniken (HSK)
meistbietend veräußern, nicht von
der Hand zu weisen.

Doch auch wenn Verdi immer mal
wieder so tut, als sei die Privatisie-
rung längst beschlossene Geheimsa-
che: Mehr als vage Mutmaßungen,
die der wirtschaftlichen Prosperität
des kommunalen Klinikums nicht un-
bedingt förderlich sein dürften, hat
die Dienstleistungsgewerkschaft
nicht zu bieten.

Gleich nach der Oberbürgermeis-
terwahl werde es passieren, weissag-
te Verdi einst. Weil nämlich der da-
malige Stadtkämmerer und desi-
gnierte Rathauschef Müller als nach-
gerade leidenschaftlicher Privatisie-
rer bekannt sei. Müller ist mittlerwei-
le seit bald zwei Jahren Oberbürger-
meister, und die städtischen Klini-
ken kämpfen immer noch ums Über-
leben.

Von Gewinnen der HSK kann die
Geschäftsführung beziehungsweise
die kommunale Alleingesellschafte-
rin nur träumen. Doch erwartet das
ja auch niemand von ihr. Die offiziel-
le Sprachregelung lautet, Gewinne
müsse die Klinik gar nicht abwerfen:
„Die ‚schwarze Null‘ muss aber her.“
Insofern haben es die städtischen Kli-
niken leichter als jedes private Kran-
kenhaus, das schlicht gezwungen ist,
wirtschaftlich zu arbeiten.

Andererseits müssen die HSK als
sogenanntes Krankenhaus der Maxi-
malversorgung nicht nur hochdiffe-
renzierte medizinisch-technische
Einrichtungen und diagnostische
Großgerätschaften vorhalten, sie
können sich die Patienten auch nicht
aussuchen – und haben beispielswei-
se auch für Kranke aus der Region of-
fenzustehen, ohne dass der städti-
sche Träger dafür irgendwelche Aus-
gleichszahlungen erwarten könnte.

Ob die HSK dem Kostendruck im
Gesundheitswesen trotzen und auf
Dauer ohne Millionensubventionen
überleben können, muss sich erst
noch erweisen. Dass von Müller pro-
pagierte Ziel eines „kommunalen
wirtschaftlichen Krankenhauses“ ist
jedenfalls alles andere als verwerf-
lich. Und vermutlich hat der Ober-
bürgermeister sogar recht, wenn er
sich weigert, das kommunale Klini-
kum in der kontraproduktiven Si-
cherheit zu wiegen, die Stadt werde
es schon richten, wann immer ihm
die Budgets aus dem Ruder laufen
sollten.

Die Übernahme von Pensionsver-
pflichtungen in Höhe von sechs bis
acht Millionen Euro darf aber wohl
vorläufig als Zeichen dafür gewertet
werden, dass die Stadt zu ihrem kom-
munalen Krankenhaus steht.

Nicht ganz
abwegig

Von Heidi Müller-Gerbes
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müg. WIESBADEN. Die CDU-Stadtver-
ordnetenfraktion spricht von „verantwor-
tungsloser Angstmache“, die SPD-Frakti-
on zeigt Verständnis dafür, dass das Kli-
nikpersonal, der Marburger Bund und die
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi „ner-
vös“ würden. „Schon wieder“, klagt der
gesundheitspolitische Sprecher der Frakti-
on, Sven Kötschau, werde nämlich über
die Rettung der Dr.-Horst-Schmidt-Klini-
ken (HSK) diskutiert – „allerdings aus-
schließlich hinter verschlossenen Türen“.

Die städtischen Kliniken befinden sich
seit langem in wirtschaftlich prekärer
Lage. Die Gewerkschaft Verdi unkte
schon vor Jahren, dass der Verkauf an ei-
nen privaten Klinikverbund bevorstehe.
Und seither reißen die Gerüchte über eine
Privatisierung nicht ab. Insbesondere
Oberbürgermeister Helmut Müller (CDU)
werden derlei Ambitionen unterstellt.

Zum „Beweis“ wird darauf verwiesen,
dass der Oberbürgermeister sich weigere,
den HSK ein Grundstück zu übertragen,
wie es ein im Frühjahr 2007 zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmern vereinbar-
ter Sanierungsvertrag vorsehe.

Die Ärzte des Klinikums hatten sich in
dem Vertrag unter anderem dazu ver-

pflichtet, dem Klinikum vier Jahre lang,
von 2008 bis 2011, 2,53 Prozent der tarifli-
chen Grundvergütung als Darlehen zur
Verfügung zu stellen, rückzahlbar im Ja-
nuar 2012 mit zwei Prozent Verzinsung.
Mit Blick darauf, dass die Stadt als alleini-
ge Gesellschafterin des als gemeinnützige
GmbH geführten Klinikums ihrer Ver-
pflichtung bezüglich der Grundstücks-
übertragung, die bis Ende 2008 hätte er-
folgen sollen, nicht nachgekommen sei,
mutmaßt auch die Ärztegewerkschaft
Marburger Bund (MB) Privatisierungsab-
sichten: Erscheine es doch logisch, dass
die Stadt unter solchen Voraussetzungen
kein Interesse daran habe, Geld für ein
Grundstück auszugeben, das dann später
einem potentiellen Käufer des Klinikums
zugute käme.

Nach Darstellung des Marburger
Bunds, bei dem etwa 90 Prozent der HSK-
Ärzte organisiert sind, hat die paritäti-
sche Kommission, die über die Einhal-
tung des Sanierungsvertrags wache, ihre
Mitgliederversammlung kürzlich über
den Stand der Dinge informiert. Die Medi-
ziner, heißt es, fühlten sich mittlerweile
„vorgeführt“ und hätten kaum mehr Ver-
trauen in die Aussagen der Stadt, sie ste-
he zu ihrem kommunalen Krankenhaus.

In dem Zusammenhang hat der MB
den Oberbürgermeister aufgefordert, „ein-
deutig“ Stellung zu nehmen; „Beschwich-
tigungsreden“ wollten die Ärzte nicht
mehr hören.

Nach den Worten Müllers entbehren
die Privatisierungsgerüchte jeder Grund-
lage. Außer Verdi und dem Marburger
Bund rede davon auch niemand. Aller-
dings wies der Oberbürgermeister gestern
im Gespräch mit dieser Zeitung darauf
hin, dass die HSK im vorigen Jahr mit ei-
nem Defizit von drei bis vier Millionen
Euro im operativen Geschäft abgeschlos-
sen hätten. Um zu vermeiden, dass die Ge-
sellschaft eine Überschuldung hätte bilan-
zieren müssen, habe die Stadt ihr noch ge-
gen Jahresende Pensionsverpflichtungen
abgenommen, was einem kommunalen
Zuschuss in Höhe von sechs bis sieben
Millionen Euro gleichkomme.

Die Grundstücksübertragung sei ja
nicht vereinbart worden, „damit die HSK
größere Gärten haben, sondern um ihre
Eigenkapitalquote zu erhöhen“, sagte
Müller. Wie man das mache, sei doch „völ-
lig wurscht“.

„Ich will ein kommunales wirtschaftli-
ches Krankenhaus“, stellte der Oberbür-
germeister klar. Die Klinik müsse keinen

Gewinn abwerfen, aber sie müsse sich tra-
gen. Und mit der Übernahme der Pensi-
onsverpflichtungen habe die Stadt bewie-
sen, dass sie sehr wohl bereit sei, Lasten
für die HSK zu übernehmen – sofern das
dazu beitragen könne, sie in ein „gutes
Fahrwasser“ zu bringen.

Niemand allerdings werde einen Blan-
koscheck unterschreiben dergestalt, „dass
die HSK Defizite machen können, so viel
sie wollen, und es bleibt alles, wie es ist“.

Der gesundheitspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Reinhard Völker, warf
den „Rufern nach Privatisierung“ vor, die
Klinik schlechtzureden, bei Mitarbeitern
unbegründet Ängste zu schüren und Pa-
tienten unsicher zu machen. „Wir stehen
fest zu den HSK als kommunalem Kran-
kenhaus“, so Völkel; wer etwas anderes
behaupte, lüge. Solange sich der Klinikbe-
trieb insgesamt mit einer „schwarzen
Null“ abschließen lasse, werde man die
„kommunale Gestaltung nicht aufgeben“.

Die SPD-Fraktion findet es nach den
Worten Kötschaus „erfreulich“, dass der
Oberbürgermeister der Privatisierung der
HSK eine Absage erteilt habe. Dass die
Kliniken wieder schwarze Zahlen schrei-
ben müssten, sei allerdings auch für die
SPD unstrittig.

FRANKFURT (lhe). Trotz des ver-
gleichsweise guten Abschneidens Hes-
sens bei der gestern vorgestellten bun-
desweiten Integrationsstudie muss
nach Ansicht des Landesausländerbei-
rats vor allem in der frühkindlichen Bil-
dung noch viel getan werden. „Wir
müssen noch richtig reinklotzen“, sag-
te der Vorsitzende des Gremiums, Cor-
rado Di Benedetto, gestern der Nach-
richtenagentur dpa in Frankfurt. Früh-
kindliche Bildung und der Zugang von
Zuwanderern zum Arbeitsmarkt müss-
ten verbessert und Ausländern das
Wahlrecht zugestanden werden. „Von
den unter Siebenjährigen in Hessen ha-
ben im Durchschnitt über 50 Prozent
einen Migrationshintergrund.“ Die
FDP-Forderung nach einer Vorschule
für Fünfjährige sei sehr vernünftig.

In Hessen und Hamburg gelingt
nach der Untersuchung des Berlin-In-
stituts für Bevölkerung und Entwick-
lung die Integration von Ausländern in
Deutschland am besten. Unter den
Großstadtregionen gehört Frankfurt
zu den Spitzenreitern. Hessen punktet
mit dem hohen Bildungsstand seiner
Zuwanderer: 28 Prozent haben einen
Hochschulabschluss – unter den Ein-
heimischen sind es 24 Prozent. 28 Pro-
zent der Jugendlichen mit ausländi-
schen Wurzeln besuchen die gymnasia-
le Oberstufe – bei den Einheimischen
sind es 31 Prozent.

Daneben gibt es aber auch eine gro-
ße Gruppe gering Gebildeter und
schlecht integrierter Einwanderer. Die
Autoren messen die Integration an-
hand von 20 Kriterien wie etwa dem
Erwerb der deutschen Staatsbürger-
schaft, Ehen mit Deutschen, Bildungs-
niveau oder Erwerbslosenquote.

Als mit Abstand am schlechtesten in-
tegrierte Gruppe weist die Studie Men-
schen mit türkischen Wurzeln aus. Di
Benedetto warnte jedoch: „Es ist ge-
fährlich zu sagen: Nur die Türken müs-
sen integriert werden.“ Unter den Son-
derschülern etwa seien Italiener über-
proportional vertreten. Die Gruppe,
die sich am meisten abkapselt, seien
Spätaussiedler. Die deutschstämmigen
Zuwanderer haben aber laut der Studie
besonders gute Integrationserfolge.

Frühkindliche Bildung sei wichtig,
damit „Kinder die Gesellschaft tragen“
könnten, so Di Benedetto. Die Gesell-
schaft könne es sich nicht mehr leis-
ten, den „Schatz der Mehrsprachigkeit
und das Potential dieser Kinder brach
liegen zu lassen“. Um die beruflich we-
niger qualifizierten Ausländer müsse
sich die Arbeitsverwaltung besonders
kümmern.

Das allgemeine Wahlrecht für Aus-
länder, die seit drei bis fünf Jahren in
Deutschland leben, habe nicht nur sym-
bolischen Wert, sondern sei der einzi-
ge Weg, der demokratische Mitbestim-
mung ermögliche. „Es wird noch zu
zaghaft betrachtet, dass Deutschland
ein Einwanderungsland ist.“ Positiv be-
wertete Di Benedetto, dass Hessen In-
tegration bereits vor zehn Jahren als
eine zentrale Aufgabe der Politik be-
wertet und viel für die Frühförderung
getan habe. (Siehe Seite 49.)

RHEIN-MAIN. In der Erde des neuen
Grabs auf dem Parkfriedhof Heiligen-
stock steckt kein Kreuz, sondern ein „T“.
Darauf steht in arabischer Schrift ein
Name, und erst bei näherem Hinsehen er-
kennt man, dass die obere Hälfte des
Kreuzes abgesägt wurde. Es ist nicht ganz
einfach für die in Deutschland lebenden
Muslime, ihre Verstorbenen so zu bestat-
ten, wie der Koran es vorsieht. Deshalb
werden viele Verstorbene ins Ausland
überführt. Von den etwa 72 000 in Frank-
furt lebenden Muslimen entscheiden sich
jedoch immer mehr für eine Bestattung
auf dem eigens für sie angelegten Gräber-
feld auf dem Parkfriedhof Heiligenstock.

Karlheinz Braun vom Frankfurter
Grünflächenamt hat festgestellt, dass die
Zahl der Überführungen nachlässt. Das
liege daran, dass nun diejenigen stürben,
die in der zweiten oder dritten Generati-
on in Deutschland lebten und in ihrer Hei-
mat, die eben Deutschland sei, bestattet
werden wollten.

Das erste muslimische Gräberfeld wur-
de 1961 auf dem Waldfriedhof in Frank-
furt-Oberrad eröffnet. Als es belegt war,
wurde auf dem damals neuen Parkfried-
hof in Frankfurt-Heiligenstock 1996 ein
weiteres Gräberfeld eingerichtet. Solch
ein Feld muss so ausgerichtet sein, dass
alle Beerdigten mit dem Gesicht nach
Mekka, in Richtung Südosten, auf der
rechten Körperseite liegend begraben
werden können. 2001 wurde schon das
zweite Feld dieser Art auf dem Friedhof
Heiligenstock eröffnet. Jährlich werden

dort 30 bis 40 Muslime beerdigt, sagt Sil-
ke Tuki-Paté von der Verwaltung.

Solch ein Gräberfeld wie auf dem Park-
friedhof gibt es auf noch nicht allzu vie-
len hessischen Friedhöfen. Es werden nur
dort Gräberfelder errichtet, wo auch ein
Bedarf besteht. „In einem kleinen Dorf
hätte das keinen Sinn“, sagt die Spreche-
rin des Zentralrats der Muslime, Nurhan
Soykan. Doch der Bedarf werde in den
nächsten Jahren weiter steigen. Deshalb
setze sich der Koordinationsrat der Musli-
me (ihm gehören die vier größten islami-
schen Organisationen an) in der Islam-
konferenz dafür ein, dass das Bestattungs-
recht der Bundesländer so verändert
wird, dass nach islamischem Brauch beer-
digt werden kann. Bisher seien Überfüh-
rungen oft noch der einfachste Weg: Es
gehe nicht allein um den Ort der Bestat-
tung, sondern auch um die „Art und Wei-
se“, die oft noch mit der deutschen Büro-
kratie in Konflikt gerate, sagt Soykan.

Traditionell werden Muslime nur in Tü-
cher gehüllt beerdigt, in vielen Bundeslän-
dern besteht aber Sargpflicht. In Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg,
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und
im Saarland wurde der Sargzwang in den
vergangenen Jahren aufgehoben. In Bay-
ern und Baden-Württemberg gibt es eine
unbedingte Sargpflicht. In Hessen besteht
zumindest die Möglichkeit, den Sargde-
ckel abzunehmen, bevor er in die Erde ge-
lassen wird. Erst nach frühestens 48 Stun-
den ist eine Beisetzung in Deutschland
möglich, islamische Gläubige sollten aber
spätestens nach 24 Stunden beigesetzt
sein.

Die Grünen im Landtag engagieren
sich dafür, dass Änderungen im Landesbe-
stattungsrecht vorgenommen werden.
Die Abgeordnete Mürvet Öztürk, die so-
wohl Grünen-Sprecherin für Integration
als auch die Vorsitzende des Bundes Ale-
vitischer Frauen ist, bedauert, dass im
Juni 2007 diese Änderungsvorschläge für
das Bestattungsrecht von der Mehrheit
aus CDU und FDP abgelehnt wurden.
Muslimische Religionsgemeinschaften

können nach hessischem Bestattungs-
recht keine eigenen Friedhöfe betreiben,
weil sie keine „Körperschaften des öffent-
lichen Rechts“ sind. Das liege daran, dass
die einzelnen Religionsgruppen keinen
gemeinsamen Ansprechpartner hätten,
da ihnen eine kirchliche Hierarchie fremd
sei, erklärt Soykan vom Zentralrat der
Muslime und fügt hinzu: „Durch die ge-
meinsame Arbeit im Koordinationsrat
hoffen wir aber, dass wir dazu bald recht-
lich in der Lage sind.“

Während die Islamische Religionsge-
meinschaft Hessen nach Aussagen des
stellvertretenden Vorsitzenden Ünal Kay-
makci kein Problem damit habe, dass es
nur Gräberfelder und keine rein muslimi-
schen Friedhöfe gibt, glaubt der Rüssels-
heimer Bestatter Mohamed El Haj Ali,
dass die fehlenden Islam-Friedhöfe der
Grund dafür seien, dass er noch immer
mit so vielen Überführungen beauftragt
werde. Er habe deshalb schon 2006 einen
Antrag an die Stadt Rüsselsheim gestellt,
der allerdings abgelehnt worden sei – mit
der Begründung, der Bedarf an muslimi-
schen Grabstätten sei zu gering. Auf dem
muslimischen Gräberfeld des Rüsselshei-
mer Friedhofs wurden seit 1996 nur 25
Verstorbene beerdigt.

El Haj Ali versteht nicht, warum es in
Hessen keine muslimischen Friedhöfe ge-
ben soll, und zieht einen Vergleich zu
Österreich, wo im Oktober der erste isla-
mische Friedhof des Landes in Wien eröff-
net wurde. Die Stadt Wien und die Islami-
sche Glaubensgemeinschaft hatte fast
zwei Jahrzehnte über das umstrittene Pro-
jekt verhandelt.

Nach einem Leitfaden der Islamischen
Religionsgemeinschaft Hessen soll die
Grabgestaltung „möglichst schlicht und
unauffällig und dem Zweck entspre-
chend“ sein. Auf dem Friedhof Heiligen-
stock aber sehen die Gräber ganz unter-
schiedlich aus. Manche sind gar nicht be-
pflanzt, und nur ein schlichtes Holzschild
erinnert daran, wer hier begraben liegt.
Andere Gräber wiederum unterscheiden
sich kaum von denen hinter der Hecke,
die das muslimische Gräberfeld vom an-

deren Teil des Friedhofs trennt. Es gibt so-
gar Grabsteine, auf denen Bilder der Ver-
storbenen angebracht sind – eigentlich
eine katholische Tradition Südeuropas.

Jede islamische Religionsgemeinschaft
würde ihre Verstorbenen etwas anders be-
statten als die andere, sagt Braun: „Wir
können hier alles anbieten, nur nicht Be-
stattungen ohne Sarg.“ Der Parkfriedhof
Heiligenstock ist so ausgestattet, dass
dort selbst die rituellen Waschungen vor-
genommen werden können. Solche
Waschräume gibt es in Frankfurt auch bei
jedem muslimischen Bestatter und auch
in einigen Krankenhäusern. Dort werden
die Toten vor der Beisetzung von Trauern-
den gleichen Geschlechts gewaschen und
dann in eine ungerade Zahl an Leinentü-
chern gehüllt. Bei Männern sind es drei,
bei Frauen fünf. Der Bestatter El Haj Ali
erklärt, warum: „Man soll den Körper der
Frauen nicht durch die Tücher sehen.“

Eine Trauerfeier im üblichen Sinne
sieht die islamische Tradition nicht vor,
doch auch hier gebe es viele verschiedene
Arten zu trauern, sagt Tuki-Paté. Vor der
Bestattung werde allerdings immer ein
spezielles Totengebet gesprochen, entwe-
der direkt am Grab oder in der Trauerhal-
le. Dabei sei wichtig, dass dort keine
christlichen Symbole zu sehen seien. Auf
dem Parkfriedhof wird in der Trauerhalle
nur dann ein Kreuz sichtbar, wenn eine
Zwischentür geschlossen ist.

Tuki-Paté und Braun stellen fest, dass
sich die islamische Bestattungskultur im
Wandel befindet. Nicht nur, dass viele
Muslime ihre Gräber schmückten und
Grabsteine anfertigen ließen, es gebe
auch Verträge mit Gärtnereien, die sich
um die Gräber kümmerten, ganz entge-
gen der Vorurteile, muslimische Gräber
seien ungepflegt. So würden sich die Grä-
ber optisch immer weiter an die europäi-
schen kulturellen Gepflogenheiten annä-
hern. Die islamischen Religionsgemein-
schaften hoffen derweil weiter, dass man
sich auch ihnen nähere, und eine rechtli-
che Grundlage schaffe, damit ihre Toten
so bestattet würden, wie Allah es wün-
sche.

höv. DARMSTADT. Das Landessozi-
algericht hat seinen Beschluss, dass
die Hartz-IV-Leistungen in Teilen ge-
gen das Grundgesetz verstoßen, im In-
ternet veröffentlicht. Dort ist auch die
ausführliche Begründung des Grund-
satzurteils abrufbar.

Die Richter hatten im vergangenen
Jahr entschieden, dass die Leistungen
für Jugendliche zu niedrig seien, des-
halb widerspreche das Hartz-IV-Ge-
setz der Verfassung. Geklagt hatte
eine Familie aus dem Werra-Meißner-
Kreis. Die Eltern erhalten nach Anga-
ben des Gerichts pro Person 311 Euro
als Regelsatz, für die 1984 geborene
Tochter zahlen die Sozialbehörden le-
diglich 207 Euro. Nach Überzeugung
der Richter deckt diese Unterstützung
nicht das Existenzminimum.

Nach Auffassung des Landessozial-
gerichts ist es nicht gerecht, dass Kin-
der nur 60 Prozent des Regelsatzes für
Erwachsene erhalten. Es gebe auch kei-
nen Grund dafür, dass für ein 14 Jahre
altes Kind nicht mehr gezahlt werde
als für ein Neugeborenes, obwohl ein
Jugendlicher nachweislich mehr Geld
brauche. Deshalb seien die Regelsätze
nicht mit dem Gleichheitsgebot und
der Menschenwürde vereinbar. Die aus-
führliche Begründung mit rechts- und
sozialwissenschaftlichen Hintergrund-
informationen mit dem Aktenzeichen
AZ L 7 AS 336/07 ist abrufbar unter
www.rechtsprechung.hessen.de.

Städtische Kliniken kämpfen ums Überleben
Gerüchte um mögliche Privatisierung der Horst-Schmidt-Kliniken reißen trotz städtischen Dementis nicht ab

Gute Noten
für Hessen
Studie zur Integration
von Ausländern

Totenruhe in Richtung Mekka

Urteil zu Hartz IV
im Internet

WIESBADEN

Für die Beerdigung von Musli-
men gibt es feste Regeln.
Doch die Bestattungskultur
wandelt sich. Und die Zahl
von Überführungen
verstorbener Muslime ins
Ausland nimmt ab.

Von Lea Mittmann

Schlicht und unauffällig: Gräber auf dem islamischen Gräberfeld des Parkfriedhofs Heiligenstock in Frankfurt  Foto Frank Röth

In welcher hessischen Stadt oder
welchem Landkreis stieg die Be-
treuungsquote der Kinder unter
drei Jahren gegenüber dem
vergangenen Jahr am stärksten?


